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Vom Korporatismus zum Pluralismus?

Aktuelle Tendenzen in den Staat-Verbände-Beziehungen
am Beispiel des Sozialsektors

Holger Backhaus-Maul und Thomas Olk

1. Das korporatistische Arrangement zwischen Sozialstaat

und Wohlfahrtsverbänden

In den 70er Jahren hat der Korporatismus-Ansatz die bis dahin vorherrschenden

Theorien des klassischen Pluralismus und des Neo-Pluralismus abgelöst (vgl.
Schmitter 1974). Die pluralistische Vorstellung von vielfältigen punktuellen Ein¬

flußbeziehungen verliert mit der Entdeckung von geregelten und dauerhaften

Verflechtungen zwischen Staat und Verbänden in der Korporatismusforschung
an Bedeutung. Als eine neue und in den folgenden Jahren äußerst fruchtbare

Forschungsperspektive markiert der Korporatismus inzwischen so etwas wie

einen Paradigmenwechsel in der Verbändeforschung (vgl. Czada 1994).

Ursprünglich hatte sich das Interesse der Korporatismusforschung vornehm¬
lich auf gesamtgesellschaftliche Konflikte konzentriert. Im Mittelpunkt stand

dabei der Interessenkonflikt zwischen Kapital und Arbeit bzw. die makroöko¬

nomische Regulierung dieses Konflikts in tripartistischen Verhandlungssyste¬
men zwischen Staat und Tarifparteien (vgl. von Beyme 1991). Erst in der weite¬

ren Entwicklung dieses Forschungskonzeptes kristallisierte sich eine explizite
policy-Orientierung heraus - mit der Folge, daß mittlerweile zwischen Formen

eines Makro-Korporatismus einerseits und eines Meso-Korporatismus anderer¬

seits unterschieden wird (vgl. Cawson 1982). Unter Meso-Korporatismus wer¬

den Strukturen der Verflechtung zwischen Staat und Verbänden in einzelnen Sek¬

toren, regionalen Kontexten und policy-Feldern, wie etwa Gesundheits-, Agrar-
oder Sozialpolitik verstanden. Die Ausdifferenzierung dieses Konzeptes macht

es nun möglich, die jeweils typischen Regulierungsprobleme voneinander abzu¬

grenzen: Während es im Makro-Korporatismus, der historisch jüngeren Datums
und instabiler ist, um Probleme der interessenorganisatorischen Bewältigung
gesamtgesellschaftlicher Konflikte geht, steht bei der Untersuchung der tradi-
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tionsreichen und stabilen meso-korporatistischer Phänomene die »Beleihung«
organisierter Privatinteressen mit öffentlichen Regulierungsaufgaben und Ver¬

antwortlichkeiten zum Zwecke der Staatsentlastung im Vordergrund.
Als Beispiel für einen derartigen Mesokorporatismus soll im folgenden die enge

und historisch weit zurückreichende Verflechtung zwischen Staat und einer be¬

grenzten Anzahl von privilegierten Spitzenverbänden der freien Wohlfahrtspflege
in der Sozialpolitik diskutiert werden (vgl. Heinze/Olk 1981, Thränhardt u.a.

1986). Der deutsche Sozialstaat ist durch eine charakteristische duale Struktur (vgl.
Sachße 1994) gekennzeichnet: Gemäß der in den einschlägigen Sozialgesetzen ge¬

regelten Subsidiarität genießen die freien Träger der Wohlfahrtspflege gegenüber
öffentlichen Trägern als Produzenten sozialer Leistungen einen »bedingten Vor¬

rang« (vgl. Backhaus-Maul/Olk 1994). Vor diesem Hintergrund haben sich in

Deutschland - im Gegensatz zu nahezu allen übrigen europäischen Ländern (vgl.
Schmid 1994) - Spitzenverbände der freien Wohlfahrtspflege gebildet, die vertikal

strukturiert und korporativ mit dem Sozialstaat verflochten sind und von Ver¬

bandsvertretern als »dritter Sozialpartner« (Spiegelhalter 1990) bezeichnet werden.

Um die Strategien und die Entwicklungsdynamik im Verhältnis von Staat und

Verbänden zu diskutieren, ist es sinnvoll, den hier interessierenden Gegenstands¬
bereich in organisationssoziologischer Hinsicht zu spezifizieren. In der neueren

Verbändeforschung werden Wohlfahrtsverbände als komplexe intermediäre Or¬

ganisationen gekennzeichnet, die unterschiedliche Funktionen gleichzeitig er¬

füllen (vgl. Backhaus-Maul/Olk 1992, weiterführend die Beiträge in Rauschen-

bach/Sachße/Olk 1995):

1) Sie verstehen sich als politische Organisationen, die ihrem Selbstverständnis

zufolge sozialanwaltschaftlich die Interessen benachteiligter Bevölkerungs¬
gruppen vertreten.

2) Als lokale Vereine bieten sie Möglichkeiten der Geselligkeit, der Kommuni¬

kation und des selbstbestimmten Handelns.

3) Sie sind »Weltanschauungsverbände« bzw. Organisationen mit einer »Missi¬

on«, die bestimmten normativen Vorstellungen und Traditionen und insofern

bestimmten partikularistischen Sozialmilieus verpflichtet sind.

4) Als Dienstleistungsbetriebe sind sie mit ihren inzwischen stark angewachse¬
nen Angeboten, insbesondere in der Kranken-, Behinderten-, Alten- und Ju¬

gendhilfe, in Teilbereichen marktführende Dienstleistungsanbieter. So be¬

schäftigen sie mittlerweile rund 950.000 hauptberufliche Mitarbeiterinnen und

Mitarbeiter und verfügen über knapp 3 Mio. Betten bzw. Plätze in ihren Ein¬

richtungen (vgl. Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege 1994,

Goll 1991).
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Als intermediäre Organisationen müssen Wohlfahrtsverbände - in vertikaler

Perspektive betrachtet - stets zwischen zwei Ebenen vermitteln: Nach unten

müssen sie Akzeptanz, Legitimität und Loyalitätsbindungen gegenüber ihrer

potentiellen Mitgliedschaftsbasis, d.h. korporativen und persönlichen Mitglie¬
dern, organisieren, sich also auf die Anliegen und Forderungen ihrer jeweiligen
Mitgliedsorganisationen sowie die Lebenswelt ihrer freiwilligen Mitglieder,
Adressaten und potentiellen Anhängerschaft beziehen. Nach oben hin orientie¬

ren sie sich an den Imperativen einer institutionellen Umwelt, in der sie formale

Organisationen neben anderen formalen Organisationen sind, mit denen sie sich

wiederum abstimmen und verständigen müssen, um den Zugang zu bestimmten

Ressourcen und Einflußchancen zu sichern. Für Probleme des Managements der

Interaktion intermediärer Organisationen mit ihrer sozialen Basis ist der Begriff
der »Mitgliedschaftslogik« geprägt worden, während das Verhältnis zwischen

intermediären Organisationen und dem politischen Institutionensystem auf Pro¬

bleme der »Einflußlogik« verweist (vgl. Streeck 1987). Intermediäre Organisa¬
tionen stehen vor der organisationsstrategischen Anforderung, sowohl ihre so¬

ziale Basis zu »pflegen«, d.h. die Anliegen ihrer korporativen und persönlichen
Mitglieder zu berücksichtigen, als auch ihre Organisationsziele in politischen
Tauschverhältnissen zu verwirklichen. Der Korporatismus-Ansatz verweist dar¬

auf, daß die beiden genannten Handlungsimperative in einem spannungsreichen
Verhältnis zueinander stehen. So müssen Wohlfahrtsverbände sowohl die parti-
kularistischen Vorstellung ihrer Mitgliederbasis von einem differenzierten, qua¬

litativ hochwertigen Leistungsangebot berücksichtigen, als auch dem univer¬

salistischen sozialstaatlichen Gütekriterium einer flächendecken, standardisier¬

ten und preiswerten Grundversorgung Rechnung tragen. Die Strategien inter¬

mediärer Organisationen sind folglich immer darauf ausgelegt, Mitgliedschafts¬
und Handlungslogik miteinander in Einklang zu bringen.

Die Vereinbarung von »Mitgliedschaftslogik- und Einflußlogik« war in der

historischen Entwicklung der verbandlichen Wohlfahrtspflege lange Zeit relativ

unproblematisch. Dieses änderte sich - bezogen auf die persönlichen Mitglied¬
schaftsverhältnisse - mit der zunehmenden Inkorporierung der Spitzenverbände
der freien Wohlfahrtspflege in den bundesdeutschen Sozialstaat seit Beginn der

70er Jahre. Gesetzliche Regulierungen und finanzielle Abhängigkeiten der freien

Wohlfahrtspflege nahmen in dem Maße zu, in dem ihre quantitative Bedeutung
als Leistungsträger wuchs. Der sozialpolitische Bedeutungszuwachs war selbst

Ursache eines tiefgreifenden Strukturwandels von Formen und Inhalten ver¬

bandlicher Wohlfahrtspflege. Die Bedeutung professioneller Dienstleistungen
gegenüber ehrenamtlichem Engagment nahm zu und damit auch der Stellenwert

fachlicher Standards gegenüber traditionellen Wertbindungen. Diese nivellieren-
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den Elemente gewannen angesicht der Tatsache verstärkt an Gewicht, daß die

traditionellen verbandlichen Sozialmilieus spätestens seit den 60er Jahren
zunehmend an Bindekraft verloren haben. Somit haben persönliche Mitglied¬
schaftsverhältnisse, insbesondere ehrenamtlich tätige Mitglieder und das jewei¬
lige sozialkulturelle Umfeld, für Wohlfahrtsverbände gegenüber politisch-admi¬
nistrativen Einflüssen erheblich an Bedeutung verloren.

Diese Entwicklungen vollzogen sich in der alten Bundesrepublik allerdings
nicht in Form eines radikalen Strukturbruchs, sondern unter Bedingungen eines

kontinuierlichen sozialen Wandels, so daß die Verbände genügend Spielraum
hatten, um sich auf solche Umweltänderungen strategisch einzustellen. Dieses

stellt sich im Prozeß der deutschen Einigung und der hierdurch ausgelösten ge¬

sellschaftlichen Transformationsprozesse auf dem Gebiet der ehemaligen DDR

grundsätzlich anders dar. Es handelt sich hier um einen radikalen Strukturbruch.

Im folgenden geht es deshalb um die Frage, ob der Transfer der Institution der

freien Wohlfahrtspflege nach Ostdeutschland einen Katalysator für institutio¬

nelle Veränderungen und Innovationen darstellt, oder ob die Institution der

freien Wohlfahrtspflege weitgehend unverändert in den neuen Bundesländern

implementiert wird.

2. Die Transformation der freien Wohlfahrtspflege in den neuen

Bundesländern

Der Prozeß der deutschen Vereinigung ist in besonderer Art und Weise geeignet,
Prozesse der Institutionenbildung zu untersuchen (vgl. Lehmbruch 1993, Offe

1994, Reißig 1994, sowie die Beiträge in Seibel/Benz/Mäding 1993). Die Ent¬

scheidung der DDR für einen Beitritt zur Bundesrepublik Deutschland entspre¬
chend Artikel 23 des Grundgesetzes implizierte die Übernahme des westdeut¬

schen Institutionensystems. Verglichen mit den Transformationsprozessen in

anderen ehemals realsozialistischen Ländern erfolgte der Systemwechsel in Ost¬

deutschland - unter Federführung westdeutscher Akteure - im sicheren Trok-

kendock des westdeutschen Institutionensystems und damit unter Bedingungen
relativer Ziel- und Verfahrenssicherheit und nicht auf »offener See« (Offe 1994:

240). Dennoch ist aber auch hier hervorzuheben, daß die deutsch-deutsche Ver¬

einigung völlig neuartige Anforderungen an die beteiligten kollektiven Akteure

stellte. Für die »Durchführung eines geordneten Systemwechsels« konnte weder

auf Vorbilder noch auf erprobte Konzepte zurückgegriffen werden. Die bundes¬

politischen Akteure waren daher von Beginn an gezwungen, unter hohem Zeit-
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druck und unvorbereitet weitreichende Prozesse des Systemwandels zu steuern

(vgl. Lehmbruch 1993). Unter diesen Bedingungen bestand bei den entschei¬

dungsrelevanten Vertretern der politischen Elite eine hohe Neigung zu »Pro¬

blemvereinfachungen« und nach einer anfänglichen Blockierung in den beste¬

henden Politiknetzwerken auch ein starkes Bestreben, durch den Einbezug
nicht-staatlicher Akteure eine partielle Entlastung vom Entscheidungs- und Pro¬

blemdruck zu erreichen (vgl. Wiesenthal 1994, sowie die Beiträge in Wiesenthal

1995). Ganz in diesem Sinne wurde die besondere Bedeutung der Verbände der

freien Wohlfahrtspflege für die Bewältigung des ostdeutschen Transformations¬

prozesses von seiten der Bundesregierung und des zuständigen Bundesministe¬

riums für Familie und Senioren bereits in den Verhandlungen über den Eini¬

gungsvertrag anerkannt. So heißt es dort in Art. 32: »Die Verbände der Freien

Wohlfahrtspflege und die Träger der freien Jugendhilfe leisten mit ihren Einrich¬

tungen und Diensten einen unverzichtbaren Beitrag zur Sozialstaatlichkeit des

Grundgesetzes. Der Auf- und Ausbau einer Freien Wohlfahrtspflege und einer

Freien Jugendhilfe (...) wird im Rahmen der grundgesetzlichen Zuständigkeiten
gefördert« (BGBl II, 1990: 889).

Zwischen den bundespolitischen Akteuren, d.h. in diesem Fall der Bundesre¬

gierung und dem Bundesministerium für Familie und Senioren einerseits und

den Bundesverbänden andererseits, bestand bezüglich der Förderung des Auf¬

baus der freien Wohlfahrtspflege in den neuen Bundesländern eine weitgehende
Interessenkongruenz: Die Institution der freien Wohlfahrtspflege sollte in Form

einer begrenzten Anzahl von Spitzenverbänden mit weitgehender Selbstrege¬
lungskompetenz und einer geregelten Aufgabenteilung zwischen öffentlichen

und freigemeinnützigen Trägern in die neuen Bundesländer transferiert werden

(ausführlich dargestellt in Backhaus-Maul/Olk 1995). Aus der Perspektive der

Bundesregierung und des zuständigen Fachministeriums ging es dabei um die

Einbeziehung erfahrener und leistungsfähiger korporativer Akteure in den

durchaus schwierigen Prozeß des Um- und Neuaufbaus sozialer Dienste und

Einrichtungen in Ostdeutschland. Das besondere Interesse des Bundes richtete

sich dabei auf die Nutzung der fachlichen, organisatorischen, personellen und

finanziellen Ressourcen der Wohlfahrtsverbände. Den Spitzenverbänden der

freien Wohlfahrtspflege ging es ihrerseits um die Sicherung und Ausweitung ih¬

res Einfluß- und Machtbereichs angesichts einer wachsenden Konkurrenz um

»Marktanteile« im Sozialsektor (vgl. Backhaus-Maul/Olk 1994).
Als grundlegendes Ergebnis dieses Transformationsprozesses läßt sich fest¬

stellen, daß es gelungen ist, sozusagen das »Gehäuse« der Institution der freien
Wohlfahrtspflege - trotz fehlender Traditionen in der DDR-Gesellschaft - in die

neuen Bundesländer zu übertragen. Denn die fünf großen Spitzenverbände der
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freien Wohlfahrtspflege mit ihren spezifischen Untergliederungen sind inzwi¬

schen in den neuen Bundesländern flächendeckend präsent. Auch hat sich der

Anteil der sozialen Dienste und Einrichtungen in frei-gemeinnütziger Träger¬
schaft mittlerweile auf bis zu 30% in einzelnen Aufgabenbereichen erhöht, wo¬

mit der Anteil frei-gemeinnütziger Träger in Ostdeutschland aber noch erheb¬

lich unter den entsprechenden Anteilen in den Altbundesländern liegt, die je nach

Aufgabenbereich zwischen 40%-70% variieren.

Dennoch kann keineswegs von einer bruchlosen Übertragung der Institution

der freien Wohlfahrtspflege durch westdeutsche Akteure gesprochen werden:

Denn betrachtet man die qualitative Dimension dieses Institutionentransfers,
dann wird deutlich, daß sich dieses Institutionensystem im Verlauf seiner Über¬

tragung nach Ostdeutschland unterderhand transformiert. Mit der Übertragung
der Institution der freien Wohlfahrtspflege auf die spezifischen Verhältnisse in

Ostdeutschland wird die Vereinbarkeit von Mitgliedschafts- und Einflußlogik
zum Problem: Da auf dem Gebiet der ehemaligen DDR ein Anknüpfen etwa an

ein konfessionelles oder sozialdemokratisches Milieu kaum möglich ist, gibt es

nur die Wahl, sich entweder in der kleinen Nische einer Glaubens- oder Über¬

zeugsgemeinschaft einzurichten oder auf eine normative Integration der Mit¬

gliedschaftsbasis zu verzichten. In jedem Fall aber ist es schwierig, Personen zu

gewinnen, die im Verband ehrenamtlich tätig werden wollen. Auch die zweite

Möglichkeit zur Erweiterung der Mitgliedschaftsbasis, d.h. die Gewinnung kor¬

porativer Mitglieder, erweist sich in der Aufbauphase in den neuen Bundes¬

ländern als äußerst schwierig, da Wohlfahrtsverbände von potentiellen Mitglieds¬
organisationen anfangs nicht als kompetente Interessenvertreter oder als organi¬
sationspolitisch nützliche Dachverbände wahrgenommen wurden. Dementspre¬
chend setzen Wohlfahrtsverbände in den neuen Bundesländern verstärkt auf die

Einflußlogik: Die Mehrzahl der Verbandsvertreter in den neuen Bundesländern

sieht ihre Organisation in erster Linie als staatlich und kommunal zu fördernde

Organisation, die im öffentlichen Auftrag handelt und nur diejenigen Leistun¬

gen erbringt, die mit öffentlichen Mitteln voll finanziert werden. Ihnen geht es

darum, einen öffentlichen Versorgungsauftrag mittels einer flächendeckenden

standardisierten Grundversorgung möglichst kostengünstig zu erfüllen;

sozialpolitischen, fachlichen und assoziativen Aufgaben wird dagegen keine oder

nur eine marginale Bedeutung beigemessen. Bei der Entwicklung der Organisa¬
tionsstrukturen orientiert sich die Mehrzahl der Verbandsvertreter weniger an

einem Vereinsmodell mit einer Mitgliederversammlung und einem ehrenamtli¬

chen Vorstand, sondern eher an betrieblichen Organisationsformen mit einer

Geschäftsführung, die mit weitreichenden Entscheidungsbefugnissen ausgestat¬
tet ist, und einem als Aufsichtsrat agierenden Vorstand. Als wichtige Maßnahme,
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um die Effizienz von Wohlfahrtsverbänden zu steigern, wird von einigen
Geschäftsführern die organisatorische Trennung von Verein und Betrieb genannt.
Diese Auslagerung von Einrichtungen und Diensten aus Vereinsstrukturen bie¬

tet ihres Erachtens die Möglichkeit, daß sich die verbandlichen Einrichtungen
und Dienste wie privatgewerbliche Betriebe organisieren können (ausführlich in

Angerhausen/Backhaus-Maul/Schiebel 1995).
Somit könnte das »Experiment Vereingung« eine Modernisierung der tra¬

dierten Verbändewohlfahrt einleiten. Die für Wohlfahrtsverbände fremdartigen
Umweltbedingungen auf dem Gebiet der ehemaligen DDR setzen die Ver¬

bändewohlfahrt von restriktiven sozialen, politischen und verbandlichen Tradi¬

tionen frei. Unter diesen Bedingungen orientiert sich die freie Wohlfahrtspflege
- im »sicheren Fahrwasser« öffentlicher Aufgaben - an betriebswirtschaftlichen

und effizienzorientierten Organisationsvorstellungen, die nicht nur in den neu¬

en Bundesländern eine bemerkenswerte Konjunktur haben. Von dieser Entwick¬

lung sind aber nicht alle Wohlfahrtsverbände gleichermaßen erfaßt. So sind in

diesem Modernisierungsprozeß die konfessionellen Verbände, insbesondere die

Caritas, eher Nachzügler, während die in Ostdeutschland neuen Verbände, wie

die Arbeiterwohlfahrt, oder die ehemalige Massenorganisation Deutsches Rotes

Kreuz der DDR eine Vorreiterrolle übernehmen.

3. Vom Korporatismus zum Pluralismus

Die Entwicklung von Wohlfahrtsverbänden zu betriebswirtschaftlich orientier¬

ten Dienstleistungsanbietern in Ostdeutschland stellt einen Trend dar, der sich

auch in Westdeutschland spätestens seit den frühen 70er Jahren andeutet. Durch

den Aufbauprozeß in Ostdeutschland wird der Prozeß der Verbetrieblichung
der freien Wohlfahrtspflege in Westdeutschland beschleunigt und verstärkt. Als

weitere, diesen Modernisierungsprozeß forcierende Faktoren sind die europäi¬
sche Integration und die aktuellen politischen Bestrebungen um eine Reform der

öffentlichen Verwaltungen hervorzuheben.

Die Politik der europäischen Integration zielt vornehmlich auf die Herstel¬

lung eines europäischen Wirtschaftsraumes ab. Insofern kann nicht überraschen,
daß auch für das Gebiet der Wohlfahrtspflege, die im europäischen Kontext ei¬

ner »economie sociale« zugeordnet wird, die Kriterien wirtschaftlichen Han¬

delns im Sinne von Wettbewerb, Freizügigkeit, Niederlassungs- und Dienstlei¬

stungsfreiheit gelten sollen. Damit gerät die sozialrechtliche Sonderstellung der

deutschen Wohlfahrtsverbände und deren öffentliche Förderung unter dem
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Aspekt der Beseitigung von Wettbewerbsverzerrung unter Legitimationsdruck.
Das Kartell der bundesdeutschen Spitzenverbände der freien Wohlfahrtspflege
hat somit aus dem Prozeß der europäischen Integration eine Gefährdung seines

gemeinnützigen Status zu erwarten (vgl. Loges 1994).
Der Blick auf den Prozeß der europäischen Integration zeigt, daß ökonomi¬

sches Denken im Bereich der Sozialpolitik ein stärkeres Gewicht erhält. Diese

»Vorherrschaft der Ökonomie über das Soziale« wird durch die Diskussion und

die Einführung neuer Steuerungsmodelle in der öffentlichen Verwaltung ver¬

stärkt (vgl. Hill/Klages 1993, Reichard 1994). Betriebswirtschaftliches Denken

soll nach diesen Reformmodellen nicht vor den Grenzen des öffentlichen Dien¬

stes halt machen. Vielmehr wird vorgeschlagen, auch öffentliche Sozialverwal¬

tungen in Dienstleistungsbetriebe umzuwandeln, die vor allem Kosten senken,

Dienstleistungen qualitativ verbessern, sowie die Präferenzen und Wünsche der

Nachfrager im Sinne einer Kundenorientierung stärker berücksichtigen sollen.

Unter dem Stichwort »new public management« werden in vielen Kommunen

Sozialverwaltungen reformiert, betriebswirtschaftliche Effektivitäts- und Effizi¬

enzkriterien eingeführt, der Bestand an öffentlichen Aufgaben überprüft (»Auf¬

gabenkritik«), sowie öffentliche Aufgaben auf nichtstaatliche Träger delegiert.
Die Umgestaltung der öffentlichen Sozialverwaltung wird durch grundlegende
Änderungen im Sozialrecht flankiert. In der neuen Sozialgesetzgebung wird un¬

ter der Maxime »Staatsentlastung« eine stärkere Trennung zwischen staatlicher

Gewährleistungsverantwortung und konkreter Leistungserbringung durch

nichtstaatliche Träger vorgenommen. So wird etwa im Kinder- und Jugendhilfe¬

gesetz und insbesondere im Pflegeversicherungsgesetz den Spitzenverbänden der

freien Wohlfahrtspflege kein privilegierter Status im Sinne des tradierten Subsi-

diaritätsprinzips mehr eingeräumt, sondern der Kreis der inkorporierten Akteu¬

re wird um privatgewerbliche Anbieter und verbandsunabhängige Vereine und

Initiativen erweitert. Die Aufgabendelegation geht mit dem Bestreben um eine

Kostensenkung bzw. Kostenneutralität von »sozialpolitischen Reformen« ein¬

her. So wird die Leistungserbringung im Rahmen des Pflegeversicherungsgeset¬
zes und der Neuregelungen des Bundessozialhilfegesetzes primär anhand von

Wirtschaftlichkeitskriterien gesteuert und bewertet (vgl. Backhaus-Maul/Olk

1994).
Im Zuge dieser sozialrechlichen Neuerungen sollen auch die Beziehungen

zwischen öffentlichen Sozialverwaltungen und frei-gemeinnützigen Organisa¬
tionen als Vertragsbeziehungen (»outcontracting«) gestaltet werden. Damit sol¬

len privaten Trägern öffentliche Aufgaben als klar umrissene Leistungspakete
überantwortet und entsprechende finanzielle Festbeträge gezahlt werden. Zum

Vertragsabschluß kommt es jeweils mit demjenigen Träger, der bei vorgegebenen
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Qualitätsstandards das kostengünstigte Angebot macht - sei es nun ein etablier¬

ter Wohlfahrtsverband oder ein privatgewerblicher Anbieter. Damit treten Wirt¬

schaftlichkeitsüberlegungen und Qualitätsstandards an die Stelle der historisch

begründeten Sonderrechte der Spitzenverbände der freien Wohlfahrtspflege.

4. Entwicklungsoptionen der freien Wohlfahrtspflege

Damit stellt sich die Frage, ob diese Entwicklungen zusammengenommen zu

einer Transformation der Wohlfahrtsverbände zu gewerblichen Dienstleistungs¬
unternehmen sowie zu einem Niedergang korporatistischer Verflechtungsbezie¬
hungen im Sozialsektor führen werden. Diese Frage ist nicht einfach zu beant¬

worten, da die Spitzenverbände der freien Wohlfahrtspflege als multifunktionale

intermediäre Organisationen über ein beachtliches strategisches Handlungspo¬
tential verfügen, um sich neuen Umweltbedingungen vergleichsweise rasch und

flexibel anpassen zu können. Dabei ist davon auszugehen, daß sich die Auswahl

der strategischen Optionen entweder stärker an den Anforderungen der Mit¬

gliedschafts- oder an denen der Einflußlogik ausrichtet. So kann sich das Inter¬

esse bei der Strategiewahl entweder stärker auf Fragen der normativen und

sozialen Integration richten oder darauf abzielen, den politischen Einfluß

des Verbandes und seine Konkurrenzfähigkeit auf Dienstleistungsmärkten zu

sichern. Im folgenden sollen unter den Stichworten Verbetrieblichung, Interes¬

senvertretung und Ermöglichung bürgerschaftlichen Engagements wesentliche

Entwicklungsoptionen von Wohlfahrtsverbänden dargestellt werden.

a) Verbetrieblichung der freien Wohlfahrtspflege

Im Hinblick auf ihre Funktion als Dienstleistungsanbieter eröffnet sich den

Wohlfahrtsverbänden die Option, alles zu tun, um ihre Position im Preis- und

Qualitätswettbewerb auf den sozialen Dienstleistungsmärkten zu stabilisieren

bzw. sogar zu verbessern. Dieses tun sie, indem sie moderne Strategien und Kon¬

zepte des Managements einführen, ihre Einrichtungen und Dienste nach be¬

triebswirtschaftlichen Kriterien umgestalten und bestimmte Dienstleistungsbe¬
reiche in privatgewerblicher Form ausgründen. Für die Binnenstruktur der

Verbände bedeutet dieses vor allem, daß die hauptamtlichen Mitarbeiter, d.h. die

Geschäftsführer und auch das hauptamtliche Leitungspersonal, versuchen, den

Führungsanspruch ehrenamtlicher Vorstände zurückzudrängen.
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Diese Strategie, die voll und ganz im Sinne der Einflußlogik auf organisatori¬
sche Effizienzsteigerung setzt, kommt auf Dauer mit den Imperativen der Mit¬

gliedschaftslogik in Konflikt. Das Selbstverständnis der freien Wohlfahrtspflege,
in einer pluralistischen Gesellschaft mit unterschiedlichen wertgebundenen An¬

geboten und Dienstleistungen zu konkurrieren, weicht einer Domänenstrategie,
in der es nur noch um finanzielle Ressourcen und die Sicherung von Marktantei¬

len geht. Hinzu kommt, daß die Bereitschaft, sich in modernisierten Dienst¬

leistungsunternehmen ehrenamtlich zu engagieren, entmutigt und das Image als

gemeinnützige Organisationen untergraben wird. Damit wird aber die Unter¬

stützungsbereitschaft einer diffusen Öffentlichkeit, die sich sowohl in einer Ak¬

zeptanz als auch in Spendenbereitschaft niederschlägt, auf eine harte Probe ge¬

stellt. Konsequenterweise wird in diesem Zusammenhang längst die kritische

Frage nach dem unverwechselbaren Beitrag bzw. Proprium der Verbändewohl¬

fahrt zur Produktion und Gewährleistung sozialer Dienste und Hilfeleistungen
gestellt. Nicht selten wird dabei die Meinung vertreten, Wohlfahrtsverbände

könnten im Falle ihrer Wandlung zu Dienstleistungsanbietern durch andere Or¬

ganisationen, insbesondere privatgewerbliche Anbieter, ersetzt werden.

b) Wohlfahrtsverbände als Sozialanwälte

Eine weitere strategische Option besteht in einem - im Vergleich zur bisherigen
Praxis - aktiveren Gebrauch der sozialanwaltschaftlichen Interessenvertretungs¬
funktion der Verbändewohlfahrt. Wegen ihrer hohen Abhängigkeit von staatli¬

chen bzw. öffentlichen Mitteln, aber auch nicht zuletzt wegen der engen politi¬
schen Verbindungen zwischen der christlich-liberalen Bundesregierung und

Spitzenvertretern der freien Wohlfahrtspflege waren die Wohlfahrtsverbände

bislang wenig geneigt, aktiv und konflikthaft die Interessen benachteiligter Be¬

völkerungsgruppen öffentlich zu artikulieren. Zaghafte Versuche der Skandali¬

sierung sozialer Probleme waren daher bislang unter dem Eindruck beschwich¬

tigender Strategien der Verbandsspitzen politisch relativ bedeutungslos. Dieses

scheint sich in der jüngsten Vergangenheit zumindest graduell geändert zu ha¬

ben. Sowohl der Paritätische Wohlfahrtsverband als auch die Caritas haben das

Thema »Armut« aufgegriffen und sozialpolitisch skandalisiert (vgl. Pabst 1994).
Die besondere Bedeutung der Revitalisierung dieser Strategie der Interessenver¬

tretung liegt daran, daß sie den konkurrierenden Anbietern auf den sozialen

Dienstleistungsmärkten nicht in gleicher Weise zur Verfügung steht. So sind

selbstorganisierte Initiativen und Projekte allenfalls auf lokaler oder regionaler
Ebene in der Lage, soziale Probleme und Bedürfnislagen zu artikulieren; privat-
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gewerbliche Anbieter dagegen dürften in dieser Hinsicht kaum über Handlungs¬
spielräume verfügen.

c) Förderung bürgerschaftlichen Engagements

Als intermediäre Organisationen bietet sich Wohlfahrtsverbänden die Chance,
an aktuelle Forderungen nach einer Revitalisierung von Gemeinsinn und Bür¬

gertugenden anzuknüpfen, wie sie unter anderem von US-amerikanischen

Kommunitaristen erhoben werden (vgl. die Beiträge in Honneth 1993). Die

besondere Bedeutung des Kommunitarismus erklärt sich aus dem residualen

US-amerikanischen Wohlfahrtsstaat und der liberal-pragmatischen Wohlfahrts¬

kultur. Doch bei allen Verkürzungen und Defiziten der normativ-ethischen Idee

des Kommunitarismus bleibt die berechtigte Anfrage an freiwillige Vereinigun¬

gen und intermediäre Verbände bestehen, inwiefern sie zumindest komplemen¬
tär zum Sozialstaat in der Lage seien, gesellschaftliche Solidarität, Gemeinsinn

und soziale Anteilnahme zu revitalisieren. Genau in diesem Bereich liegt auch

die zivilgesellschaftliche Hoffnung eines Michael Walzer (vgl. 1992), der dem

intermediären Sektor eine entscheidende Bedeutung für die soziale Integration
moderner Gesellschaften beimißt.

Aus dieser kommunitaristischen Perspektive stellt sich die Frage an die deut¬

schen Wohlfahrtsverbände, ob sie intermediäre Instanzen zwischen der Lebens¬

welt der Bürgerinnen und Bürger einerseits und dem Sozialstaat andererseits

darstellen, die freiwilliges Engagement anregen und stabilisieren sowie freiwilli¬

ge Sozialleistungen anregen. In dieser Hinsicht scheint festzustehen, daß zumin¬

dest die großen Wohlfahrtsverbände immer weniger in der Lage sind, direkt frei¬

williges Engagement und gesellschaftliche Solidarität in ihren Einrichtungen,
Diensten und Vereinsgliederungen anzuregen,

- dazu ist ihre Inkorporierung in

den Sozialstaat mittlerweile zu weit vorangeschritten. Dieses schließt allerdings
keinesfalls aus, daß sie als Dachorganisationen die Infrastruktur für selbsttätiges
Bürgerengagement zur Verfügung stellen. Eine solche Erwartung artikulieren

viele selbstorganisierte Initiativen und Vereine, die zwar einerseits auf ihre Ei¬

genständigkeit und Unabhängigkeit bedacht sind, sich aber andererseits als ko¬

operative Mitglieder dem System der freien Wohlfahrtspflege anschließen, um

die hiermit verbundenen Leistungen in Form von öffentlichen Mitteln, Fachbe¬

ratung und Unterstützung in Anspruch nehmen zu können.
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5. Innere und äußere Pluralisierung

Festzuhalten bleibt, daß es bisher weder in den alten noch in den neuen Bundes¬

ländern zu einer vollständigen Transformation der Wohlfahrtsverbände in pri¬
vatgewerbliche Dienstleistungsunternehmen und zu einer Auflösung korporati-
stischer Strukturen im Sozialsektor gekommen ist. Was allerdings erkennbar ist,
sind äußere und innere Pluralisierungstendenzen der Anbieterstrukturen und

politischen Verflechtungsbeziehungen im Sozialsektor. Die neueren Entwicklun¬

gen in der Sozialgesetzgebung laufen auf eine Deprivilegierung der sozialrechtli¬

chen Position der Wohlfahrtsverbände und eine Aufwertung von privatgewerb¬
lichen Diensten auf sozialen Dienstleistungsmärkten hinaus. Allerdings ist diese

Tendenz keineswegs mit einer Durchsetzung von Marktbeziehungen zu ver¬

wechseln. Der Grund hierfür liegt darin, daß wir es beim sozialen Dienstlei¬

stungsmarkt keineswegs mit einem »echten«, sondern vielmehr mit einem poli¬
tisch regulierten Markt zu tun haben. Angesichts der Letztverantwortung bzw.

Gewährleistungspflicht öffentlicher Träger sind Staat, Länder und Kommunen

keineswegs an einer Atomisierung der Marktbeziehungen auf den politisch ad¬

ministrierten Dienstleistungsmärkten interessiert. Vielmehr geht es ihnen um

eine partielle Öffnung der Kooperationsstrukturen für neue ressourcenstarke

Träger, ohne daß sie aber mit einer unüberschaubaren Vielzahl von Anbietern

verhandeln müßten. Im Zuge dieser Entwicklung werden die bislang bipolar
strukturierten exklusiven Politiknetzwerke im Sozialsektor graduell erweitert,
ohne daß es aber zu einer vollständigen und gleichmäßigen Öffnung für alle po¬
tentiellen Anbieter kommt.

Begleitet wird die äußere Pluralisierung durch eine innere Pluralisierung:
Unter dem Dach des föderalistisch gegliederten Systems der freien Wohlfahrts¬

pflege entwickeln sich drei unterschiedliche, funktional spezifizierte Säulen, die

sich immer stärker verselbständigen und voneinander abgrenzen. Gemeint ist

hiermit (1) eine Säule betriebswirtschaftlich gesteuerter »Konzernstrukturen«,

um auf Dienstleistungsmärkten bestehen zu können, (2) eine Säule lokaler Verei¬

nigungen und assoziativer Strukturen, in denen Bedürfnisse nach Geselligkeit,
Kommunikation und sozialer Integration befriedigt werden, sowie (3) eine Säu¬

le, in der sich die Wohlfahrtsverbände als überlokal operierende korporative
Akteure repräsentieren, die die Anliegen und Interessen selbstgewählter, zumeist
sozial benachteiligter Klientengruppen in das politisch-administrative System der

Bundesrepublik Deutschland einspeisen.

Insgesamt betrachtet weisen die genannten Entwicklungen und skizzierten

Handlungsoptionen auf das Ende des bisher exklusiven korporatistischen Ar¬

rangements zwischen einer begrenzten Zahl an Spitzenverbänden der freien
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Wohlfahrtspflege einerseits und den zuständigen politisch-administrativen Ak¬

teuren auf Bundes-, Landes- und Kommunalebene andererseits hin. Die tradi¬

tionellen exklusiven Politiknetzwerke werden sich unter den veränderten Bedin¬

gungen erweitern und für neue Akteure öffnen, wobei aber das System der

verbandlichen Wohlfahrtspflege über genügend strategische Handlungspoten¬
tiale verfügt, um sich neuen Umweltbedingungen vergleichsweise rasch und fle¬

xibel anzupassen. Die ost- und westdeutschen Transformationsprozesse, in de¬

ren Mittelpunkt eine Verbetrieblichung der freien Wohlfahrtspflege steht, geben
Aufschluß über das zugrundeliegende organisatorische Adaptationspotential.
Gerade diese Flexibilität und Anpassungsfähigkeit macht die Verbändewohlfahrt

für den deutschen Sozialstaat auch zukünftig besonders interessant.
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